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Übersichtsplan Geltungsbereich

Geltungsbereich der
1. Änderung des

Bebauungsplanes Nr. 116

Größe: rund 1.060 qm



Planungsanlass / Planungsziele

Die neuen Eigentümer des Grundstücks Gartenstraße 18 haben die Aufstellung einer
Bebauungsplanänderung für das o. g. Flurstück beantragt.

Das auf dem Grundstück stehende Gebäude wurde lange Zeit als Lackiererei genutzt
und soll nun zu Wohnzwecken umgebaut werden.

Der für die Liegenschaft gültige Bebauungsplan Nr. 116 schließt jedoch derzeit für das
ausgewiesene Mischgebiet eine Wohnnutzung aus.

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung des Bauvorhabens
zu schaffen, ist somit die Aufstellung einer Bebauungsplanänderung erforderlich.

Durch die Umnutzung des Gebäudes zu Wohnzwecken würde auch die benachbarte
Wohnbebauung an Qualität gewinnen. Mit der innerstädtischen Nachverdichtung wird
auch ein Betrag geleistet, den Siedlungsdruck auf die freie Landschaft zu reduzieren.



Bestand Vorhabenfläche Luftbild



Derzeitiger Stand der Planung

Der Flächennutzungsplan stellt derzeit gemischte Bauflächen (M) dar.

Plangebiet



Derzeitiger Stand der Planung

Für den geplanten Änderungsbereich gilt derzeit der Bebauungsplan Nr. 116.

Wohnnutzung ausgeschlossen



Entwurf zur 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 116 - Planzeichnung



Entwurf zur 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 116 - Planzeichnung



Nr. 1 Art der baulichen Nutzung (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Mischgebiet (MI) (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 6 BauNVO)

Im Mischgebiet sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO folgende Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungs-
planes:

- Gartenbaubetriebe (gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 6 BauNVO),
- Tankstellen (gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 7 BauNVO),
- Vergnügungsstätten (gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO)
- Vergnügungsstätten (gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO).

Entwurf zur 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 116 - Textliche Festsetzungen

Neue Festsetzungen

Für die Bauflächen im Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung wird weiterhin ein Mischgebiet (MI)
gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. Allerdings wird das Verbot der Wohnnutzung aus der Ursprungs-
planung nicht wieder aufgenommen. Damit sind zukünftig auch Wohngebäude im Geltungsbereich der 1.
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 116 zulässig.



Nr. 4 Gebäudehöhe
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO)

Gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO in Verbindung mit § 18 Abs. 1 BauNVO werden im Mischgebiet die
zulässigen Höhen baulicher Anlagen und die erforderlichen Bezugspunkte festgesetzt.

Unterer Bezugspunkt ist der in der Planzeichnung festgesetzte Höhenbezugspunkt (HBP). Dessen Höhe
beträgt 13,0 m über NHN. Die Koordinaten gemäß ETRS89 UTM lauten wie folgt: Ost: 32443008,7 und Nord:
5916823,3.

Oberer Bezugspunkt ist der höchste Punkt des Daches (Oberkante First bzw. Oberkante Flachdach).

Die Gebäudehöhe (GH) darf den in der Planzeichnung angegebenen Wert, gemessen in Meter über dem
Höhenbezugspunkt, nicht überschreiten.

Die maximal zulässige Gebäudehöhe gilt nicht für untergeordnete Bauteile im Sinne des Landesrechts.

Entwurf zur 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 116 - Textliche Festsetzungen

Neue Festsetzungen



Nr. 2 Überbaubare Grundstücksfläche
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO)

Erker bis 1,50 m Tiefe und 4,00 m Breite sind im Wege der Ausnahme nach § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO
zulässig.

Nr. 3 Garagen und Nebenanlagen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 12 u. 14 BauNVO)

Nebengebäude dürfen nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden. Ausgenommen
hiervon sind Garagen sowie Abstellräume bis zu einer Größe von 15 qm.

Entwurf zur 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 116 - Textliche Festsetzungen

Übernahmen aus der Ursprungsplanung



Beschlussvorschlag:
Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 116 der Stadt Varel ist gemäß § 3 Abs.
2 BauGB öffentlich auszulegen und die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB ist durchzuführen.

Auslegungsbeschluss


